
PR\1336724DE.docx PE784.265v01-00

DE In Vielfalt geeint DE

Europäisches Parlament
2024-2029

Ausschuss für Wirtschaft und Währung

2023/0111(COD)

10.3.2026

***II
ENTWURF EINER EMPFEHLUNG 
FÜR DIE ZWEITE LESUNG
zu dem Standpunkt des Rates in erster Lesung im Hinblick auf den Erlass der 
Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der 
Verordnung (EU) Nr. 806/2014 im Hinblick auf Frühinterventionsmaßnahmen, 
Abwicklungsvoraussetzungen und die Finanzierung von 
Abwicklungsmaßnahmen
(15389/1/25 – C9-0139/2023 – 2023/0111(COD))

Ausschuss für Wirtschaft und Währung

Berichterstatterin: Irene Tinagli



PE784.265v01-00 2/8 PR\1336724DE.docx

DE

PR_COD_2app

Erklärung der benutzten Zeichen

* Anhörungsverfahren
*** Zustimmungsverfahren

***I Ordentliches Gesetzgebungsverfahren (erste Lesung)
***II Ordentliches Gesetzgebungsverfahren (zweite Lesung)

***III Ordentliches Gesetzgebungsverfahren (dritte Lesung)

(Die Angabe des Verfahrens beruht auf der im Entwurf eines Rechtsakts 
vorgeschlagenen Rechtsgrundlage.)

Änderungsanträge zu einem Entwurf eines Rechtsakts

Änderungsanträge des Parlaments in Spaltenform

Streichungen werden durch Fett- und Kursivdruck in der linken Spalte 
gekennzeichnet. Textänderungen werden durch Fett- und Kursivdruck in 
beiden Spalten gekennzeichnet. Neuer Text wird durch Fett- und 
Kursivdruck in der rechten Spalte gekennzeichnet.

Aus der ersten und der zweiten Zeile des Kopftextes zu jedem der 
Änderungsanträge ist der betroffene Abschnitt des zu prüfenden Entwurfs 
eines Rechtsakts ersichtlich. Wenn sich ein Änderungsantrag auf einen 
bestehenden Rechtsakt bezieht, der durch den Entwurf eines Rechtsakts 
geändert werden soll, umfasst der Kopftext auch eine dritte und eine vierte 
Zeile, in der der bestehende Rechtsakt bzw. die von der Änderung betroffene 
Bestimmung des bestehenden Rechtsakts angegeben werden.

Änderungsanträge des Parlaments in Form eines konsolidierten Textes

Neue Textteile sind durch Fett- und Kursivdruck gekennzeichnet. Auf 
Textteile, die entfallen, wird mit dem Symbol ▌hingewiesen oder diese 
Textteile erscheinen durchgestrichen. Textänderungen werden 
gekennzeichnet, indem der neue Text in Fett- und Kursivdruck steht und der 
bisherige Text gelöscht oder durchgestrichen wird.
Rein technische Änderungen, die von den Dienststellen im Hinblick auf die 
Erstellung des endgültigen Textes vorgenommen werden, werden allerdings 
nicht gekennzeichnet.
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ENTWURF EINER LEGISLATIVEN ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN 
PARLAMENTS

zu dem Standpunkt des Rates in erster Lesung im Hinblick auf den Erlass der 
Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der 
Verordnung (EU) Nr. 806/2014 im Hinblick auf Frühinterventionsmaßnahmen, 
Abwicklungsvoraussetzungen und die Finanzierung von Abwicklungsmaßnahmen
(15389/1/25 – C9-0139/2023 – 2023/0111(COD))

(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren: zweite Lesung)

Das Europäische Parlament,

– unter Hinweis auf den Standpunkt des Rates in erster Lesung (15389/1/25 – 
C9‑0139/2023),

– unter Hinweis auf die Stellungnahme der Europäischen Zentralbank vom 5. Juli 20231,

– unter Hinweis auf die Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und 
Sozialausschusses vom 13. Juli 20232,

– unter Hinweis auf seinen Standpunkt in erster Lesung3 zu dem Vorschlag der 
Kommission an das Europäische Parlament und den Rat (COM(2023)0226),

– gestützt auf Artikel 294 Absatz 7 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union,

– unter Hinweis auf die vorläufige Einigung, die gemäß Artikel 75 Absatz 4 seiner 
Geschäftsordnung vom zuständigen Ausschuss angenommen wurde,

– gestützt auf Artikel 68 seiner Geschäftsordnung,

– unter Hinweis auf die Empfehlung des Ausschusses für Wirtschaft und Währung für die 
zweite Lesung (A10‑0000/2026),

1. billigt den Standpunkt des Rates in erster Lesung;

2. stellt fest, dass der Gesetzgebungsakt entsprechend dem Standpunkt des Rates erlassen 
wird;

3. beauftragt seine Präsidentin, den Gesetzgebungsakt mit dem Präsidenten des Rates 
gemäß Artikel 297 Absatz 1 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union zu unterzeichnen;

4. beauftragt seinen Generalsekretär, den Gesetzgebungsakt zu unterzeichnen, nachdem 

1 ABl. C 307 vom 31.8.2023, S. 19.
2 ABl. C 349 vom 29.9.2023, S. 161.
3 P9_TA(2024)0326.
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überprüft worden ist, dass alle Verfahren ordnungsgemäß abgeschlossen worden sind, 
und im Einvernehmen mit der Generalsekretärin des Rates die Veröffentlichung des 
Gesetzgebungsakts im Amtsblatt der Europäischen Union zu veranlassen;

5. beauftragt seine Präsidentin, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der 
Kommission sowie den nationalen Parlamenten zu übermitteln.
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KURZE BEGRÜNDUNG

Im Standpunkt des Rates in erster Lesung kommt die Einigung zum Ausdruck, die zwischen 
Parlament und Rat im Zuge der interinstitutionellen Verhandlungen in einem frühen Stadium 
der zweiten Lesung nach der Überprüfung durch die Rechts- und Sprachsachverständigen 
erzielt wurde. Da der Ausschuss für Wirtschaft und Währung (ECON) in seiner Abstimmung 
vom 5. November 2025 das Ergebnis dieser interinstitutionellen Verhandlungen bereits 
bestätigt hat, wird hiermit vorgeschlagen, dass der ECON-Ausschuss dem Plenum empfiehlt, 
den Standpunkt des Rates in erster Lesung ohne Abänderungen zu bestätigen.
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ANLAGE: ERKLÄRUNG ZU BEITRÄGEN

Die Berichterstatterin erklärt unter ihrer ausschließlichen Verantwortung, dass sie in ihren 
Bericht keine Beiträge von Interessenvertretern, die in den Anwendungsbereich der 
Interinstitutionellen Vereinbarung über ein verbindliches Transparenz-Register1 fallen, oder 
von Vertretern von Behörden von Drittländern, einschließlich ihrer diplomatischen 
Vertretungen und Botschaften, aufgenommen hat, die gemäß Anlage I Artikel 8 der 
Geschäftsordnung in dieser Anlage aufgeführt werden müssen.

1 Interinstitutionelle Vereinbarung vom 20. Mai 2021 zwischen dem Europäischen Parlament, dem Rat 
der Europäischen Union und der Europäischen Kommission über ein verbindliches Transparenz-
Register (ABl. L 207 vom 11.6.2021, S. 1, ELI: http://data.europa.eu/eli/agree_interinstit/2021/611/oj).

http://data.europa.eu/eli/agree_interinstit/2021/611/oj

